
Das Politische äußert sich heute anders,
nicht mehr in der Diskussion oder im krea-
tiven Akt. Es versteckt sich hinter der Für-
sorge des Staates für die chinesische Intel-
ligenz, die zu den großen Nutznießern der
wirtschaftlichen Entwicklung gehört und
heute einen wichtigen Teil der neuen Mit-
telschicht ausmacht. Das deutsche Wort
vom behüteten Wohnen für alte Menschen
lässt sich auf den Aufstieg einer »bürger-
lichen« Klasse übertragen. Durch staat-
liche Zuwendungen (u.a. Preise, Stipen-
dien, Anerkennungen) verfügen die Intel-
lektuellen heute über ein für chinesische
Verhältnisse beträchtliches Vermögen. Die-
ses lassen sie sich schützen, indem sie vor-
nehmlich in einer Stadt in der Stadt woh-
nen, einem Wohngebiet, das von einer
Mauer umgeben ist und von polizeiähn-
lichen Wachmannschaften bewacht wird.
Niemand hat hier als Fremder Zutritt, je-
der Besucher hat sich auszuweisen etc. über
Kommen und Gehen wird Buch geführt.

Wer immer sich im Sinne der Partei
schädigend äußert, muss nicht unbedingt
mit Verhaftung rechnen. Verhaftet wird
ohnehin nur, wer sich mit ausländischen
Journalisten einlässt bzw. »Banden« bildet.
Die heutige Abstrafung sieht anders aus:
Die Zuwendungen werden entzogen, die
Auslandsreise wird unmöglich gemacht,
das eine oder andere Buch verschwindet
vom offiziellen Markt. Das lässt viele ihre
Stimme nicht erheben. Und wenn sie den-
noch erhoben wird wie im Falle von Bei
Dao (geb. 1949) aus dem Ausland, wird ei-
ne Einreise »zeitweilig verschoben«.

Allerdings hat die Wirtschaft die Poli-
tik inzwischen auch schon korrumpiert:
Es gibt jedes verbotene Buch auf dem chi-
nesischen Schwarzmarkt. Und offiziell
sind gar alle Werke von Bei Dao verlegt,
selbst die hochpolitischen Gedichte! Wie
das? Es versteht niemand mehr seine bri-
sante politische Sprache, nicht einmal der
Geheimdienst!
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Die Konflikte haben historische, politische,
ökonomische, kulturelle und soziale Ur-

Thomas Heberer

Nationalitätenprobleme in China

Die Unruhen in Tibet 2008 und in Xinjiang 2009 haben verdeutlicht, dass die
Lage ethnisch gesehen keineswegs stabil ist. Der letzten Volkszählung von 2000
zufolge hatten die 55 »nationalen Minderheiten« mit 105 Mio. Angehörigen einen
Anteil von 8,4 % an der Gesamtbevölkerung Chinas (die »Han« dementsprechend
91,6 %). China steht keineswegs vor einem Zerfall nach sowjetischem Muster.
Gleichwohl nehmen die Konflikte zwischen den Nationalitäten zu.
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sachen. Im kollektiven Gedächnis der
verschiedenen Nationalitäten manifestiert
sich die historische Dimension der Kon-
fliktfelder. Dies bezieht sich auf historische
Traumata wie die blutige Niederschlagung
von Aufständen verschiedener Völker ge-
gen die Verdrängungspolitik des Kaiser-
hofes. Die Miao in Guizhou etwa waren
im 18. Jhdt. so verzweifelt, dass sie ihre
Siedlungen auflösten, teilweise sogar ihre
Frauen und Kinder töteten, um mit aller
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gesetz verabschiedet. Doch dabei handelt
es sich um ein »weiches« Gesetz, da es auf-
grund fehlender Rechtsinstitutionen (es
existieren keine entsprechenden Verfas-
sungs- und Verwaltungsgerichte) und der
Überordnung der Partei über das Recht
keine rechtlichen und politischen Instru-
mente zur Durchsetzung dieser Bestim-
mungen gibt. Zudem sieht das Autonomie-
gesetz in wichtigen Fragen wie Einwan-
derung von Han, Industrieansiedlung oder
Schutz natürlicher Ressourcen keinerlei
Mitspracherechte vor.

Kontinuität von Rückständigkeit

Ökonomisch gesehen zählen die Minori-
tätengebiete noch immer zu den ärmsten
und am wenigsten entwickelten Regionen.
Zwar hat das ökonomische Defizit auch
historische Ursachen und kann von daher
nicht der gegenwärtigen Parteiführung an-
gelastet werden. Gleichwohl hat eine an die
Bedingungen jener Regionen nicht ange-
passte Entwicklungspolitik seit den 50er
Jahren die Kontinuität von Rückständig-
keit begünstigt, und dies, obwohl ein Groß-
teil dieser Gebiete aufgrund reicher Roh-
stoffvorkommen ein signifikantes Ent-
wicklungspotenzial besitzt. Die Mehrheit
der Menschen unterhalb der Armutsgren-
ze lebt in Minderheitengebieten, ein Fünf-
tel der Angehörigen ethnischer Minori-
täten gelten als arm. Trotz aller Wachs-
tumsraten auch für die autonomen Gebiete
haben sich die Entwicklungsunterschiede
zwischen den Siedlungsgebieten ethni-
scher Minoritäten und den Han-Gebieten
im Verlauf der Reformära vergrößert.

Verstärkte Zuwanderungen in Minori-
tätengebiete verstärken dort die Unzufrie-
denheit, zumal auswärtige Händler und
Handwerker einheimische vom Markt ver-
drängen. Beschäftigte, die einer ethnischen
Minorität angehören, werden oftmals
schlechter bezahlt, verrichten minderwer-
tigere Tätigkeiten und besitzen geringere
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Kraft und letzter Konsequenz an einem
Aufstand teilnehmen zu können, der in
einer Niederlage mit 18.000 toten Miao
endete. Ihr gesamtes fruchtbares Land
wurde an Han verteilt, die Miao mussten
sich tief in öde und unfruchtbare Berg-
gebiete zurückziehen. Bei der blutigen Nie-
derschlagung muslimischer Aufstände im
19. Jhdt. haben chinesische Truppen ein
derartiges Gemetzel angerichtet, dass sich
die Zahl der Muslime nahezu halbierte.
Dazu kommen die Traumata der Mao-Ära:
die grausame Niederschlagung von Auf-
ständen verschiedener Ethnien in den 50er
Jahren, die Zerstörung und Schändung der
Kulturgüter und religiösen Stätten, der Ver-
such ökonomischer, gesellschaftlicher und
kultureller Gleichschaltung. Durch die Kul-
turrevolution hat sich das Beziehungsge-
füge zwischen den Nationalitäten grund-
legend gewandelt.

Ins kollektive Gedächtnis eingegraben
haben sich auch traditionelle Vorstellungen
von Hierarchisierung, wobei das politische
Ziel in der »Kultivierung« dieser Völker be-
stand. Kultivierung wurde letztlich mit
Sinisierung identifiziert. Diese Vorstellun-
gen vertrugen sich mit dem Weltbild, das
Stalin in den 30er Jahren für alle Völker ent-
worfen hatte und dem zufolge auch die
ethnischen Minderheiten Chinas den Stu-
fen primitive, sklavenhalterische, feudalis-
tische oder kapitalistische Gesellschaft zu-
geordnet wurden. Die von der KP formu-
lierte Aufgabe jeder Nationalität bestand
darin, den großen Bruder möglichst schnell
einzuholen und sich seiner (sozialistischen)
Zivilisation anzunähern. Der patriarcha-
lische sozialistische Staat legte fest, was für
die »Minderheiten« nützlich war und wel-
che Sitten und Bräuche »gesund« (oder
fortschrittlich) und damit »reformierbar«
waren und welche »ungesund« (oder rück-
ständig) waren und abgeschafft oder refor-
miert werden mussten.

Auf politischem Gebiet bestehen die
Kernprobleme im Fehlen echter Autono-
mie. Zwar wurde 1984 ein Autonomie-
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Fortbildungschancen als Han. Die Bevor-
zugung von Han im Wirtschaftsleben hat
nicht nur mit Fähigkeiten oder Vorurteilen
zu tun, sondern muss zugleich als Ausdruck
eines ethnischen Nepotismus begriffen
werden, bei dem die Han aufgrund ihrer
Dominanz und der institutionellen Ab-
hängigkeit der Minoritäten ihre Interessen
am besten durchsetzen und sich gegen-
seitig begünstigen können. Modernisie-
rungsprozesse und sozialer Wandel erzeu-
gen ein Gefühl unterschwelliger Bedro-
hung, weil die damit verbundene Zuwan-
derung von Han, die Abwanderung von
Angehörigen der eigenen Ethnie, die
industrielle Erschließung der Minder-
heitengebiete sowie die Erodierung der ei-
genen Kultur (Geringschätzung von eige-
nen Trachten, Bräuchen und Sprachen vor
allem unter der Jugend) die Integration
und Konsistenz der einzelnen Ethnien zu
schwächen scheint.

Die Nicht-Han Völker reagieren unter-
schiedlich auf diese Lage. Bei einigen eth-
nischen Gruppen wächst das Moment der
Ethnizität, d.h. das Selbstbewusstsein eige-
ner ethnischer Identität; bei einem Teil da-

von schlug Ethnizität in Widerstand um
(wie in Tibet oder Xinjiang), verbunden
mit dem Entstehen separatistischer Bewe-
gungen. Vor allem bei einigen kleineren
Nationalitäten hat sich eine Tendenz zur
Resignation und der Anpassung an die
Han entwickelt.

Die chinesische Nationalitätenpolitik
nach 1949 wies durchaus konstruktive An-
sätze auf, die für eine künftige Nationa-
litätenpolitik fruchtbar gemacht werden
könnten. Die Volksrepublik erkannte in
den 50er Jahren offiziell über 50 »nationale
Minderheiten« und damit erstmals deren
reale Existenz an und sicherte diese An-
erkennung zugleich rechtlich ab. Es wurde
ein Recht auf Autonomie formuliert und in
Teilbereichen gewährt. Verfassungsrecht-
lich gelten alle Nationalitäten als gleichbe-
rechtigt. Diskriminierung wurde gesetzlich
untersagt. Auch Ansätze zur Sonderbe-
handlung sind erkennbar, wie beim Hoch-
schulzugang, bei Geburtenplanung oder
Verwendung von Sprachen und Schriften.
Ferner gibt es schriftlich fixierte sowie pro-
zentual festgelegte Vertretungsrechte für
die ethnischen Minoritäten in den Parla-
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menten aller Ebenen. Zwar sichert dies kei-
ne Partizipation im demokratischen Sinne,
es weist aber auf ein gewisses Maß an Ak-
zeptanz von Vertretungsrechten für Min-
derheiten und deren Inklusion in Entschei-
dungsprozesse hin.

Unabhängig von einer künftigen Ge-
staltung des Staatswesens könnten die fol-
genden Maßnahmen zu einer Lösung der
Konfliktursachen beitragen:

● Die Schaffung eines föderativen Sys-
tems könnte zu einer regional und ethnisch
angepassteren Politik führen und damit
die Zentralregierung entlasten. Föderative
Strukturen tragen zugleich den Unter-
schieden zwischen den Kulturen und Re-
gionen Rechnung und können deren Ak-
zeptanz erleichtern.

● Dies wiederum würde größere Rechts-
sicherheit voraussetzen, d.h. die gesetzliche
Absicherung kultureller, ökonomischer und
sozialer Autonomie. Autonome Rechte wä-
ren vor allem auch für die indigenen, klei-
neren Minoritäten wichtig, um deren Über-
leben zu sichern. Die autonomen Verwal-
tungseinheiten sollten zugleich über wich-
tige Fragen wie Zuwanderungen, Industrie-
ansiedlung, Landnutzung und -vergabe, die
Kontrolle über natürliche Ressourcen des
Gebietes oder Umwelt- und Ökologie-
schutz selbstständig entscheiden können.

● Ein institutioneller Rahmen für die
Durchführung und Durchsetzung von Au-
tonomie wäre also erforderlich. Dies ver-
langt u.a. ein unabhängiges Gerichtswesen.
Auch die Partei dürfte dann nicht außer-
halb des Rechtsrahmens stehen und der
Autonomie übergeordnet bleiben. Nicht
nur Einzelpersonen, sondern auch ethni-
schen Gemeinschaften sollte das Recht
eingeräumt werden, Klage gegen Rechts-
verstöße zu führen.

● Geschichte und Kultur der einzelnen
Nationalitäten sowie die Geschichte der
interethnischen Beziehungen sollten neu
bewertet werden und zwar in einem offe-
nen Diskurs von Angehörigen der ver-
schiedenen Nationalitäten. Das Konzept
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der Hierarchisierung von Kulturen und
Gesellschaften sollte aufgegeben und es
sollte anerkannt werden, dass alle Kulturen
und Nationalitäten politisch, gesellschaft-
lich und kulturell gleichwertig sind.

● Die Sicherstellung und Durchset-
zung der genannten Rechte erfordert eine
organisierte und legitimierte Interessen-
vertretung der einzelnen Nationalitäten,
zumal das Recht auf Autonomie nur durch
organisierte Gemeinschaften vertreten
bzw. ausgeübt werden kann.

● Maßnahmen gegen die wachsen-
de Diskriminierung von Angehörigen eth-
nischer Minderheiten sollten ergriffen
werden. Zwar ist offene Diskriminierung
gesetzlich untersagt, Diskriminierung
herrscht allerdings latent und im Alltag
und nimmt besorgniserregend zu.

Solche Maßnahmen träfen in China
durchaus auf fruchtbaren Boden, zumal
ethnische Minderheiten als solche formal
anerkannt und gesetzlich respektiert wer-
den und den Gesetzen zufolge die gleichen
Rechte wie die ethnische Majorität ge-
nießen. Zudem besteht Konsens in der
Notwendigkeit von Sonderbehandlung
und positiver Diskriminierung. Doch wie
realistisch ist überhaupt die Möglichkeit
einer Umsetzung des vorgeschlagenen
Maßnahmenkatalogs. Gewiss ist in autori-
tären Staatswesen keine demokratische
Nationalitätenpolitik möglich. Doch im-
merhin ist in den letzten Jahren eine Dis-
kussion über umfangreichere Rechte und
ein größeres Maß an Partizipation für die
ethnischen Minoritäten in Gang gekom-
men. Die Diskussion konzentrierte sich
zunächst auf das Autonomiegesetz sowie
dessen Mängel. Neue Denkansätze sind
erkennbar, jedoch nicht so weit gediehen,
dass der staatliche Diskurs durch einen
öffentlichen, inter-ethnischen abgelöst
wird. Die Verschärfung der Konflikte wie
zuletzt in Tibet und Xinjiang dürfte die
Frage des Konfliktmanagements daher zu
einer der zentralen politischen Fragen
werden lassen.
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